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Drudisache 2787 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 19. Oktober 1956 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 164. Sitzung 
am 19. Oktober 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 11. Oktober 1956 verabschiedeten 

Gesetzes über Bergmannsprämien (BPG) 

- Drucksachen 2748, 2351 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Gründen ein- 
berufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 19. Oktober 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben vom 
11. Oktober 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
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BUNDESRAT 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über Bergmannsprämien (BPG) 


1. § 3 Abs. 1 ist folgende Fassung zu geben: 

„(1) Der Arbeitgeber hat die von dem 
Arbeitnehmer untertage verfahrenen vollen 
Schichten festzustellen und die darauf ent- 
fallenden Bergmannsprämien an den Ar- 
beitnehmer auszuzahlen. Die Bergmanns- 
prämien werden dem Arbeitgeber von dem 
Finanzamt, an das er die Lohnsteuer abzu- 
führen hat, zu Lasten des Bundes erstattet. 
Zum Zweck der Verwaltungsvereinfachung 
kann die Bundesregierung durch eine Ver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
das Verfahren bestimmen, nach dem der 
Arbeitgeber mit dem Finanzamt abrechnet." 

2. In § 3 Abs. 3 ist der letzte Satz zu strei- 
chen. 

Begründung zu 1. und 2. 

Nach dem Gesetzesbeschluß des Bundestages 
werden die Bergmannsprämien vom Arbeit- 
geber ausbezahlt und bei der Abführung der 
von ihm einbehaltenen Lohnsteuer abgesetzt 
bzw. vom Finanzamt aus den Einnahmen aus 
Lohnsteuer erstattet. Dieses Verfahren er- 
scheint auf den ersten Blick praktisch. Es ver- 
koppelt jedoch die Prämienerstattung und 
das Lohnsteueraufkommen in unzulässiger 
Weise. Das der Flaushaltsklarheit dienende, in 
der Haushaltsordnung und im Grundgesetz 
festgelegte Bruttoprinzip gebietet die geson- 


derte Veranschlagung von Einnahmen und Aus- 
gaben im Haushalt (Artikel 110 Abs. 1 GG 
und § 7 RHO). Danach sind die für die Prä- 
mienerstattung erforderlichen Beträge in den 
Haushalten von Bund und Ländern als geson- 
derte Ausgaben auszubringen, und umgekehrt 
ist das Lohnsteueraufkommen unverkürzt 
nachzuweisen. Die vorgesehene Ermächtigung 
soll es ermöglichen, ein möglichst einfaches 
Abrechnungsverfahren, jedoch unter Wahrung 
eines grundlegenden Prinzips der Haushalts- 
ordnung, einzuführen. Auf diese Weise wird 
auch die vom Entwurf vorgesehene teilweise 
Zweckbindung der Lohnsteuer vermieden, und 
ihr Charakter als allgemeines Deckungsmittel 
bleibt unberührt. Gegen eine Zweckbindung 
von Steuern hat sich die Bundesregierung wie- 
derholt mit Recht eindringlich ausgesprochen 
(so z. B. bei der Kraftfahrzeugsteuer und dem 
Notopfer Berlin). 

Da es sich bei der Gewährung von Bergmanns- 
prämien um eine überregionale Maßnahme 
handelt, hat der Bund auch die entsprechenden 
Aufwendungen zu übernehmen. Der vorste- 
hende Antrag entspricht dem Änderungsvor- 
schlag, den der Bundesrat bei der ersten Be- 
handlung des Entwurfs eines Gesetzes über 
Bergmannsprämien gemäß Artikel 76 Abs. 2 
GG zu § 3 des Entwurfs gemacht hat (s. 
BT-Drucksache 2351 Anlage 2 Nr. 1) und der 
vom Bundestag nicht berücksichtigt worden ist. 
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